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No Justice - No Peace!
Zur Debatte um Polizeigewalt, 
Rassismus und Krawallnächte

Nach dem gewaltsamen Tod 
von George Floyd, ermordet von 
US-Polizisten in Minneapolis, 
schwappten Trauer und Anteil-
nahme, aber auch Empörung und 
Wut, nach Deutschland. In zahl-
reichen Städten wurde demons-
triert, Mahn- und Gedenkkund-
gebungen abgehalten und eine 
Diskussion über Rassismus und 
Gewalt (auch) in der deutschen 
Polizei angestoßen.

Gerade vor dem Hintergrund im-
mer mehr aufgedeckter rechter 
Netzwerke in den Sicherheits-
behörden, haben linke, progres-
sive Kräfte unabhängige Kon-
trollen, die Durchführung von 
Studien zu Polizeiverhalten und 
mehr Präventionskonzepte ge-
fordert. Konservative und Rech-
te haben reflexartig auf den üb-
lichen „Law-and-Order-Kurs“ 
geschwenkt und Kontrollen abge-
lehnt (die gäbe es ja intern schon 
genug), Studien nur zu Gewalt 
gegen Polizei (die wäre ja viel 
schlimmer und umfangreicher) 
oder gesamtgesellschaftliche Stu-
dien zu Rassismus (sei ja kein 

polizeispezifisches Problem) zur 
Diskussion gestellt und Repressi-
on als einziges Mittel in Position 
gebracht. Führende konservati-
ve Politiker*innen und Polizei-
gewerkschafter stellen sich, jeg-
lichen Vorwürfen erhaben, vor 
„ihre“ Polizei und diffamieren Kri-
tik als „pauschalisierend“, „unan-
gebracht“ und „Generalverdacht“. 

Eine Diskussion wurde schnell ab-
gewürgt und so folgte man erneut 
dem Credo „Weiter wie bisher“. 
Dies war auch eine Folge aus dem 
Aufbegehren gegen Polizeischika-
nen von Jugendlichen in Stuttgart 
und Frankfurt und der darauf fol-
genden öffentlichen Empörung 
durch gezielte Entpolitisierung, 
Kriminalisierung und weiterer 
Marginalisierung der Jugendli-
chen. Damit wurde der Fokus wie-
der nur auf Gewalt gegen Polizei-
beamte, Zerstörung von Eigentum 
und etwaigen „Migrationshinter-
gründen“ gelenkt. Wenig Debat-
ten über das „Warum“, und keine 
Debatte über mögliche Falschaus-
richtungen von Polizeistrategien 
oder strukturellem Rassismus und 
Gewalt. Was verboten sei, gäbe es 
schlicht nicht, so Innenminister 
Seehofer. Diese Verleugnungs-

kultur ist in Deutschland traditi-
onell und soll in erster Linie die 
permanent geschärfte Wahrneh-
mung der „weißen“ Mehrheits-
gesellschaft über die Polizei als 
Beschützerin vor herbeigeredeten 
„Gefahren“ (Kriminalität, Terror, 
Einwanderung, etc.) festigen. 

Dies führt zu einer Nichtwahrneh-
mung der Notwendigkeit institu-
tionellen Rassismus zu untersu-

chen und zu bekämpfen. Vor allem 
führt es aber zu einer Verfesti-
gung von rassistischen Strukturen 
in Staat wie Gesellschaft und einer 
fehlenden Reflexion des Individu-
ums innerhalb dieser Systeme. 
So gibt es kaum ein Bewusstsein 
für die Systematik hinter all den 
„Einzelfällen“ die besonders Mit-
glieder gesellschaftlich marginali-
sierter und diskriminierter Grup-
pen alltäglich erleben.

BERECHTIGTE FRAGE
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Es scheint, als bestünde kein poli-
tisches Interesse der Regierungen 
diese Systematik offenzulegen. In 
dem künstlich geschaffenen, per-
manenten „Gefahren- und Aus-
nahmezustand“ soll die Polizei als 
Repräsentantin eines „wehrhaften 
Sicherheits- und Rechtsstaats“ im 
Gegensatz zur Judikative ad hoc 
fungieren können. 
Dabei begibt sie sich aber immer 
mehr in die Rolle einer Entschei-
derin und gleichzeitigen Vollstre-
ckerin über Recht und Unrecht 
und begeht regelmäßig Grund-
rechtsverstöße, die ihre eigenen 
Legitimationsbedingungen unter-
gräbt: die gewaltvolle Umsetzung 
des demokratischen Willens (Ge-
waltmonopol) durch demokrati-
sche Verfahren. 
Stattdessen dient die nach Innen 
wie Außen dargestellt und aus-
geübte Gewalt zunehmend zur 
Selbsterhaltung und Sicherung 
der eigenen Rolle. 

Als Beispiele seien hier Corpsgeist 
und die Militarisierung der Polizei 
genannt. Beide führen zu einer 
Festigung nach Innen, zu einem 
Gefühl der Überlegenheit und 
Stärke. Gleichzeitig symbolisiert 
es Macht und Dominanz nach Au-
ßen. Über die Zeit hat sich daraus 
eine regelrechte „Dominanzkul-

tur“ entwickelt, in der die Polizei 
nahezu ungezügelt illegitime und 
illegale (physische und rassisti-
sche) Gewalt ausüben kann. 
Dies geschieht auch aus der Si-
cherheit heraus, nicht (oder we-
nig) hinterfragt oder kontrolliert 
zu werden. Die ständige Stützung 
und Verteidigung der Polizei und 
das unkritische Hinterfragen ih-
res Handelns führt dabei zusätz-
lich zu einer Überhöhung und 
einem Gefühl der „Unantastbar-
keit“.

In Summe haben diese Faktoren 
zu einer Entmenschlichung der 
Polizei selbst geführt. Nach Außen 
eine latent aggressive Maschine-
rie, die in jeder Situation Domi-
nanz ausstrahlt, sich teilweise 
hinter Sturmhauben, Helmen mit 
Visier, Ganzkörperpanzerung, 
Schilden und Räumpanzern ver-
steckt. Eine bildliche Unnahbar-
keit versprühend, eine Distanz 
erzeugend durch Hunde, Pferde, 
Schlagstock, Pfefferspray und 
Wasserwerfer. 
Nach Innen eine nicht zu bre-
chende Einheit, die keine Schwä-
che und kein Ausscheren eines 
Individuums innerhalb dieser 
Maschinerie duldet. Die eigene 
Entmenschlichung lässt aber auch 
leicht eine Entmenschlichung des 

„Gegenüber“ in Einsätzen der täg-
lichen Arbeit zu. Feindbilder sind 
schnell aufgebaut und verfestigen 
sich. Klare Abgrenzungen lassen 
besonders harte Maßnahmen oder 
Gewalt legitim erscheinen. Grund-
rechtsverstöße und illegale Ver-
fahren sind akzeptiert oder wer-
den in Kauf genommen. Und das 
Beste: Restriktionen sind kaum 
zu erwarten. Ein feuchter Traum 
jeder konservativer Law-and-Or-
der-Fanatiker*innen.

Aufgrund der ihr innewohnenden 
Struktur und der rahmengeben-
den Systematik, in der die Polizei 
sich bewegt, ist die Einführung 
von Korrektivfunktionen lediglich 
ein erwartbarer Tropfen auf den 
heißen Stein. Kennzeichnungs-
pflicht und Bodycams haben nicht 
zu einem anderen Verhalten der 
Polizei in Deutschland geführt, 
wie erste Untersuchungen bele-
gen. 
Eventuelle Studien zu Rassis-
mus und Fehlverhalten inner-
halb der Polizei, sowie anony-
me Meldestellen, würden nur zu 
weiteren ‚Einzelfällen‘ führen. 
Kapitalistische Krisenlogik und 
die Schaffung eines permanen-
ten Ausnahmezustands schaffen 
Rahmenbedingungen, in denen 
medial aufgebauschte Angstge-

fühle die konservativen Teile der 
Gesellschaft einen starken Sicher-
heitsstaat fordern und frei gewäh-
ren lassen. Dass dieser sich dabei 
jeglicher rechtlicher Schranken 
entledigt hat, ist fast schon zur ak-
zeptierten Normalität geworden- 
Ein System, welches auf wenigen 
Gewinnern und vielen Verlierern 
basiert, verlangt eben nach einer 
Instanz wie der Polizei, die mit 
Gewalt die Eigentumsverhältnisse 
verteidigt während sie die erfolg-
reiche Organisation der Vielen 
verhindert und damit auch die 
Möglichkeit, alternative Gesell-
schafts- oder Lebensmodelle zu 
entwerfen und durchzuführen. 

Was also tun? Wir sollten nicht zu 
viel Kraft in die Behandlung der 
Symptome stecken, sondern bei 
der Veränderung unserer Lebens-
bedingungen ansetzen. Eine Re-
formierung oder Abschaffung der 
Polizei unter Aufrechterhaltung 
des Kapitalismus wird nicht funk-
tionieren. Es benötigt eine Praxis, 
die Gerechtigkeit und Sicherheit 
ohne Gewalt schaffen kann. 
Eine Alternative zum aktuellen 
Straf- und Justizsystem, in der 
kritische Situationen und Konflik-
te gemeinschaftlich aufzufangen 
und zu bewältigen sind. 
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Der Philosoph Daniel Loick hat 
dies vor drei Jahren anlässlich der 
polizeilichen Gewaltorgien gegen 
die NoG20-Proteste in Hamburg  
treffend auf den Punkt gebracht:

„Wenn wir die Möglichkeit ge-
schaffen haben, über die Bedin-
gungen unseres Lebens selbst-
bestimmt zu entscheiden, dann 

werden wir auf Gewalt als Medi-
um der Konfliktschlichtung – und 
somit auf die Polizei als Instituti-
on manifester Gewalt – mehr und 
mehr verzichten können.“

Ein Ansatz dafür soll in der folgen-
den Ausgabe näher beleuchtet und 
diskutiert werden. 
To be continued!

KOMMENTAR

PRAKTISCHE POLIZEIKRITIK
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Über Erfolge reden – Rückenwind 
nutzen
Über Erfolge reden - schwierig in 
einer leider weiterhin gesellschaft-
lich überwiegend bedeutungslo-
sen radikalen Linken. Häufig in 
der Defensive und auf die Rolle 
des Reagierens gegen autoritä-
re Umtriebe aller Art beschränkt, 
bleiben eigene Setzungen oftmals 
auf der Strecke. 

Auch in der Corona-Krise offen-
bart sich nurmehr eine Hand-
lungsunfähigkeit, an der kleinere 
Solidaritätsnetzwerke oder kurz-

fristige Kampagnen nichts ent-
scheidend drehen. 

Über Erfolge reden bleibt aller-
dings unentbehrlich – auch wenn 
sie aus einer Defensivposition her-
aus entstehen und der langfristige 
Gehalt sicherlich wie im folgenden 
Fall diskutabel ist. Vergleicht man 

jedoch den antifaschistischen Ge-
genprotest beim Landesparteitag 
der AfD in Braunschweig 2018 mit 
dem anlässlich der gleichen Ver-

anstaltung Mitte September, lässt 
sich ein klarer Aufwärtstrend fest-
stellen – und dieser ist auch den 
Bullen nicht verborgen geblieben. 
In der Rückblende zum Ablauf des 
diesjährigen Parteitags konsta-
tierten sie in der Braunschweiger 
Zeitung, dass doppelt so viele „ak-
tive Störer“ wie erwartet sich an 
diesem Tag die Straße nahmen. 
Die optimistischen Kalkulatio-
nen der Staatsmacht im Vorfeld 
beruhten dabei offensichtlich auf 
den Protesten 2018. Was ist seit-
dem passiert? 

Hier ist sicherlich der AfD-Bun-
desparteitag 2019 als eine Art Ka-
talysator für die Braunschweiger 
Linke zu betrachten. Obwohl an 
diesem Wochenende Ende No-
vember der Ablauf des Parteitags 
letztlich nicht nachhaltig gestört 
werden konnte, wurde bewiesen, 
dass man vor Ort sowohl regio-
nal als auch überregional durch-
aus mobilisierungs- und hand-
lungsfähig ist. Diesen Umstand 
unterstreichen sowohl die auto-
nome Vorabenddemo mit über 
1500 Teilnehmer*innen als auch 
der bürgerliche Großprotest vom 
Bündnis gegen Rechts mit 20.000 
Demonstrant*innen, davon mehr 
als 10% im linksradikalen Block. 
Als Folge entstanden neue loka-

le Strukturen und die motivie-
rende Selbsterkenntnis, dass die 
Organisation und Durchführung 
von Protesten in solcher Größen-
ordnung in dieser Stadt machbar 
sind. 

Dieser Rückenwind zeigte sich 
im Vorfeld des AfD-Landespar-
teitags im September dann auch 
im Stadtbild: Plakate, Graffiti 
und Aufkleber machten im er-
freulich sichtbaren Maße auf die 
anstehende Mobilisierung auf-
merksam. Der Tag selbst kann 
ebenfalls getrost als Erfolg ver-
bucht werden: Über 300 aktive 
Antifaschist*innen sorgten für 
gehörige Störungen im Ablauf des 
Fascho-Treffens. Aufgrund meh-
rerer Blockaden auf den Zufahrts-
straßen zum Veranstaltungsort 
Milennium-Halle konnte der Par-
teitag erst mit deutlicher Verzöge-
rung starten. Mindestens 100 an-
reisende AfD-Mitglieder steckten 
in ihren Autos und Bussen fest, 
mussten umdrehen und konnten 
schließlich nur über Umwege und 
unter Einsatz massiver Polizeige-
walt verspätet zur Halle gelangen. 
Nicht nur die Blockaden und die 
vielfältigen Proteste am Mor-
gen setzten ein klares Statem-
ent für eine solidarische, anti-
faschistische Perspektive. Auch 
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die anschließende Demo in die 
Braunschweiger Innenstadt mit 
insgesamt 3.000 Leuten sowie ei-
nem großen linksradikalen Block 
konnte sich wirklich sehen und 
hören lassen. 2018 hatte es hinge-
gen nicht einmal die Versuche von 
Störungen, Blockaden und ähnli-
chem gegeben. 

Was bleibt über Schulterklopfer 
hinaus? Die Braunschweiger radi-
kale Linke hat in jüngster Vergan-
genheit nun zweimal bewiesen, 
dass sie sowohl überregional als 
auch regional mobilisierungs- und 
aktionsfähig ist gegen die Treffen 

des parlamentarischen Arms der 
extremen Rechten. Diagnostizier-
te Ermüdungserscheinungen im 
jahrelangen Kampf gegen stadt-
bekannte Nazis müssen also nicht 
zwangsläufig Rückschlüsse auf 
die Handlungsfähigkeit der Szene 
zulassen. 
Vielmehr heißt es, den Schwung 
der erfolgreichen Proteste gegen 
die AfD zu kanalisieren: in wir-
kungsvolle Aktionsformen und 
neue, nachhaltige Arten der loka-
len Vernetzung. Damit wir auch in 
Zukunft trotz allen gesellschaftli-
chen Gegenwinds weiter über Er-
folge reden können.

IN/ACTION


















